
Aktuelle
Normensituation

Für Betriebsstätten, Räume und Anlagen
 besonderer Art (und Nutzung) gibt es zu den
„normalen, allgemeingültigen“ Normen der
Gruppen 100 bis 600 von DIN VDE 0100 „Er-
richten von Niederspannungsanlagen“ (Basis-
normen) in der Gruppe 700 ergänzende, er-
weiternde und/oder verschärfende bzw. ver-
ringernde Normenanforderungen. 
Die Anforderungen an medizinisch genutzte
Bereiche oder Teile davon (Räume oder Sys-
teme) sind in der derzeit gültigen Ausgabe von
DIN VDE 0100-710 „Elektrische Anlagen für
medizinische Bereiche“ enthalten. 
Seit Inkrafttreten dieses Normenteiles sind im
Rahmen der internationalen Harmonisierung
folgende Schriften veröffentlicht worden: 
• E DIN VDE 0100-710:2004-06 als modifi-

zierter Entwurf der Fassung von IEC 60364-
7-710:2002 – Dieser Entwurf steht weltweit
in der Diskussion, die bisher jedoch ergeb-
nislos verlaufen ist. – und

• prHD 60364-7-710:2008 (prHD steht für
Projekt HD, (Entwurf für ein Harmonisie-
rungsdokument)) als harmonisierter CENE-
LEC-Entwurf. Über diesen Entwurf wird wäh-
rend dieser Tage auf europäischer Ebene
abschließend beraten und abgestimmt. Die
Frist zur Abgabe der Stellungnahmen endet
am 20. November 2009 (Anm. d. Redak -
tion: nach Redaktionsschluss dieser Aus-
gabe des ep). Bei seiner Annahme werden
anschließend die Anforderungen in nationa-
les Recht in Form einer neuen DIN VDE
0100-710 umgesetzt. 

Als neue Norm erschienen ist zwischenzeitlich 
• DIN VDE 0558-507:2008-123 Batteriege-

stützte zentrale Stromversorgungssysteme
(BSV) für Sicherheitszwecke zur Versorgung
medizinisch genutzter Bereiche – Diese
Norm legt Anforderungen an batteriege-
stützte zentrale Sicherheitsstromversor-

gungs-Systeme (BSS-Systeme) für eine 
netzunabhängige Energieversorgung von
medizinischen Einrichtungen fest, also für
die Stromversorgung von OP-Leuchten und
vergleichbaren Leuchten sowie für medizini-
sche elektrische Systeme und medizinische
elektrische Geräte nach Normen der Reihe
VDE 0750. 

Ein Merkmal der Normenreihe DIN VDE 0100
ist, dass alle Zusatzbestimmungen der
 Gruppe 700 jeweils auf die Grundnormen der
Gruppen 100 bis 600 aufbauen, innerhalb der

Gruppe 700 jedoch kein inhaltlicher Verweis
erfolgen darf.

Historie – Normung für
medizinisch genutzte Bereiche

Bekanntermaßen wurde 1895 die erste „VDE-
Vorschrift“ VDE 0100 zur sicheren Erstellung
elektrotechnischer Anlagen verabschiedet.
Aus praktischen Erkenntnissen heraus wur-
den dann in den Folgejahren sehr schnell so
genannte Zusatzbestimmungen für Betriebs-
stätten und Räume sowie Anlagen besonderer
Art in VDE 0100 aufgenommen. Dazu gehör-
ten Vorschriften für Theater und Warenhäu-
ser, feuchte und ähnliche Räume oder auch
für landwirtschaftliche Betriebsstätten. Dage-
gen begann in Deutschland erst in der zweiten
Hälfte der 1950er-Jahre die Erarbeitung einer
eigenständigen Norm für medizinisch genutz-
te Räume unter politisch schwierigen Bedin-
gungen: die beteiligten Fachleute aus beiden
deutschen Staaten trafen sich dazu regelmä-
ßig im Gebäude und unter der Schirmherr-
schaft des (West-)Berliner Stromversorgers
BEWAG. 

2

1

Elektropraktiker, Berlin 63 (2009) 12 963

Gebäudetechnik FÜR DIE PRAXIS

Stromversorgung für 
medizinische Bereiche 
H.-J. Slischka, Berlin

Leseranfragen zu Stromversorgung und Sicherheitsstromversorgung in 
Krankenhäusern und Ärztehäusern sind keine Seltenheit. Im nachfolgenden
Beitrag werden sowohl die aktuelle Normensituation als auch wichtige 
Begriffe aus Normung und Baurecht erläutert und Definitionen auch vor 
dem Hintergrund ihrer historischen Entwicklung behandelt.

Autor
Elektromeister Dipl.-Ing. Hans-Joachim
Slischka (VDE) ist Mitglied im UK 221.4,
elektrische Anlagen in medizinischen Ein-
richtungen, der Deutschen Kommission
Elektrotechnik Elektronik Informations-
technik (DKE), Berlin. 
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� Passives Sicher-
heitsstromversor-
gungs-Netz im Nor-
malbetrieb
Die Stromversorgung
des SV-Netzes über-
nimmt nur das AV-Netz,
das SV-Netz mit allen
Umschalteinrichtungen
ist als „totes Netz“
nicht an der Stromver-
sorgung beteiligt.
HV-AV Hauptverteilung
für die allgemeine
Stromversorgung; 
HV-SV Hauptverteilung
für die Sicherheitsstrom-
versorgung mit Einspei-
sung der Ersatzstrom-
quelle; 
GHV-AV Gebäude-Haupt-
verteilung; 
GHV-SV Gebäude-Haupt-
verteilung w.v., jedoch
für die Einspeisung der
Verteilungen des SV-
Netzes; 
UV-AV Unterverteilungen
für das AV-Netz; 
UV-SV Unterverteilungen
für das SV-Netz; 
AUE automatische Um-
schalteinrichtung nach
Abschnitt 710.537.6; 
U< Spannungsüber-
wachung zur Auslösung 
eines Startimpulses; 
StA Start- und Steuer-
einrichtung für die Er-
satzstromquelle
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FÜR DIE PRAXIS Gebäudetechnik

Grund für den zeitlich späten Beginn der Erar-
beitung einer Errichtungsvorschrift für medizi-
nisch genutzte Räume ist in der damals füh-
renden Rolle der deutschen Elektromedizin in
der Welt zu sehen, deren Hersteller zugleich
die für die Geräte notwendigen Normen erar-
beiten und dabei auch Bestimmungen für
 deren Einsatz „mitgeregelt haben“. Die erste
Ausgabe der „Bestimmungen für das Errich-
ten und Instandsetzen elektrischer Anlagen in
medizinisch genutzten Räumen“ wurde als
VDE 0107 am 01.12.1962 zeit- und wort-
gleich in beiden damaligen deutschen Staaten
verbindlich.
Für die Notstromversorgung in Kliniken sind in
§ 7 dieser Norm u. a. folgende Forderungen
erhoben worden:

1. Es muss möglich sein, die Operations-
leuchte an einem chirurgischen oder damit
vergleichbaren Operationsplatz bei Ausfall
des Netzes sofort weiterzubetreiben, gege-
benenfalls mit verringerter Lichtstärke (bei-
spielsweise aus einer Akkumulatorenbatte-
rie. Der Ausfall einer Lampe in der Opera -
tionsleuchte darf den Weiterbetrieb nicht in
Frage stellen. Hierzu genügen im Allgemei-
nen Umschaltzeiten bis 0,5 s.
2. Es muss möglich sein, Beatmungsge -
räte bei Ausfall des Netzes schnellstens
weiterzubetreiben. Hierzu genügen im Allge-
meinen Umschaltzeiten bis 10 s.
3. Es muss möglich sein, andere lebens-
wichtige Geräte, z. B. Unterdruckgeräte für
Brustkorbabsaugung in genügend kurzer
Zeit weiterzubetreiben. Hierzu genügen im
Allgemeinen Umschaltzeiten bis 1 min.
4. An die Stromquellen für die Notstrom-
versorgung dürfen nur solche Stromver-
braucher angeschlossen werden, die für die
Fortführung eines Notbetriebes bei Ausfall
des Netzes  unerlässlich sind.
5. Die Stromquelle muss die vorgenannten
Einrichtungen mindestens drei Stunden ver-
sorgen können. 

In den Folgejahren wurden die sicherheits-
technischen Normenanforderungen sowohl
bei DIN VDE 0107 als auch bei der „DDR-
Nachfolge-Norm“ TGL 200-062413 „Elektro-
technische Anlagen in medizinisch genutzten
Räumen“ entsprechend dem jeweiligen Er-
kenntnisstand schrittweise derart qualifiziert,
dass sie inhaltlich jeweils die führende Rolle
im Normenwesen des jeweiligen Wirtschafts-
gebietes – EWG (Europäische Wirtschaftsge-

meinschaft) und später EU einerseits und
RGW (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe)
andererseits – übernommen haben. Bemer-
kenswert ist, dass sich unabhängig voneinan-
der in beiden Normenkommissionen ein
 gleiches Schutzziel für medizinisch genutzte
Räume und Bereiche entwickelt, das sich bei
der deutschen Wiedervereinigung nahezu
wort- und inhaltsgleich wie folgt darstellt:
• Der Patient ist der Ausgangspunkt aller

 Betrachtungen zur Gewährleistung der
 Sicherheit.

• Der Patient ist bei der Anwendung von elek-
trischen und medizinischen elektrischen
Geräten vor einer gefährlichen Körperdurch-
strömung zu schützen.

• Die Betriebssicherheit in medizinisch ge-
nutzten Räumen und Bereichen muss je-
derzeit, aber insbesondere bei lebenser -
haltenden Eingriffen gewährleistet sein.

• Die Stromversorgung zur Gewährleistung
des medizinischen Betriebes in Kranken-
häusern, insbesondere zum Betrieb von
 Sicherheitseinrichtungen muss gewährleis-
tet sein.

Hieraus entstand das Postulat, dass die
 elektrischen Anlagen für medizinisch genutzte

Bereiche und Räume so geplant, errichtet und
betrieben werden müssen, dass die Sicher-
heit der Patienten weder bei medizinischen
Eingriffen, Untersuchungen und/oder Be-
handlungen noch bei deren Aufenthalt in
 diesen Bereichen durch elektrische Gefähr-
dungen beeinträchtigt wird. Dazu gehört
 neben der richtigen Auswahl und Anwendung
von Schutzmaßnahmen gegen elektrischen
Schlag, dass die elektrische Versorgung der
elektrischen Betriebsmittel und Anlagen zu-
verlässig mit hoher Verfügbarkeit und quali-
tätsgerecht in den für die Betriebsmittel und
Anlagen verträglichen Grenzparametern er-
folgt. 
Die Notwendigkeit der Aufnahme derartiger
Anforderungen in das Vorschriftenwesen ist
allerdings in beiden deutschen Staaten eine
„sehr schwierige Geburt, gewissermaßen eine
mit Geburt mit Kaiserschnitt“ gewesen. Bei-
spielsweise wurde bereits in der Ausgabe
März 1968 von DIN VDE 0107 der schon er-
wähnte § 7 der Erstausgabe als § 8 „Beson-
dere Ersatzstromversorgung“ technisch und
redaktionell verändert neu aufgenommen. Die
Aufnahme der Forderung nach einem getrenn-
ten Netzaufbau für die allgemeine Stromver-
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sorgung und die Sicherheitsstromversorgung
in die VDE-Bestimmungen erfolgte jedoch erst
21 Jahre (!) später.
Die Ausgabe DIN VDE 0107:1989-11 enthielt
erstmals im Abschnitt 5 konkrete Anforderun-
gen an die Netze und an Umschalteinrichtun-
gen. Leider beinhaltete diese Ausgabe mit
„Kochbuch-Charakter“ einige Fehler in den
Beispielzeichnungen für die Netzgestaltung,
die in der Praxis übernommen wurden und
auch heute noch in Krankenhäusern zu Pro-
blemen führen. 
Es ist wohl auch der langen Bearbeitungszeit
geschuldet, dass in der Praxis unterschied -
liche Begriffsdefinitionen entstanden sind und
damit das Schutzziel für medizinische Räume
und Bereiche häufig verkannt wird. Die nach-
stehenden Erläuterungen zu verwendeten
 Normenbegriffen sollen deshalb der Klarstel-
lung dienen.

Begriffe und Definitionen
aus DIN VDE 0100-710

3.1. Allgemeine Stromversorgung 
Der Begriff allgemeine Stromversorgung fin-
det in Normen häufig im Zusammenhang mit
der Errichtung elektrischer Anlagen Verwen-
dung, ist begrifflich aber nicht definiert. Im
allgemeinen Sprachgebrauch findet er An-
wendung für: gewöhnlich, im Großen und
Ganzen, im Prinzip, in der Regel, aber auch
mit den Beschreibungen mehr oder weniger,
meistens, normalerweise, prinzipiell oder
 üblicherweise. Im Sinne von Normen werden
also unter allgemeinen Anforderungen, allge-
meinen Bedingungen oder allgemeinen
Grundsätzen die häufig am Anfang in den
 Errichtungs- und Gerätenormen genannten
Eigenschaften von Anlagen und Betriebsmit-
teln zusammengefasst, die für deren Zuver-
lässigkeit, Sicherheit und erforderlichenfalls
für weitere Erklärungen von besonderer Be-
deutung sind. Daraus abgeleitet ist unter
 allgemeiner Stromversorgung jene Stromver-
sorgung zu verstehen, die normalerweise in
die Abnehmeranlage einspeist, was üblicher-
weise aus dem Netz des Versorgungsnetz -
betreibers – also dem öffentlichen Netz –
 erfolgt. 
Die allgemeinen Bedingungen, zu denen Netz-
betreiber nach § 18 Abs. 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG) „Jedermann“ an ihr
Niederspannungsnetz anzuschließen und den
Anschluss zur Entnahme von Elektrizität zur
Verfügung zu stellen haben, regelt die Netz-
anschlussverordnung (NAV, Niederspan-
nungsanschlussverordnung). Alle Erfordernis-
se und Maßnahmen zur Sicherstellung der
störungsfreien und rationellen Durchführung
der Energieversorgung sowie zur Vermeidung
von störenden Rückwirkungen auf andere
Kundenanlagen und die Anlagen einschließ-
lich  Verteilungsnetz des Verteilnetzbetreibers
(VNB) sind in den technischen Anschlussbe-
dingungen (TAB) geregelt. 

Deshalb beziehen sich die Anforderungen an
die allgemeine Stromversorgung (AV) in der
Regel auf die erforderliche Spannung an den
Verbrauchern in der Installationsanlage. 
Einspeisungen aus dem Netz der allgemeinen
Stromversorgung – kurz: AV-Netz – werden im
Zusammenhang mit der sicheren Stromver-
sorgung von Betriebsstätten, Räumen und
 Anlagen besonderer Art häufig auch als erste
Einspeisung bezeichnet.

3.2. Sicherheitsstromversorgung
Für die sichere Stromversorgung von Be-
triebsstätten, Räumen und Anlagen besonde-
rer Art wird in den hierfür zutreffenden Normen
häufig auf das Erfordernis von elektrischen
 Anlagen für Sicherheitszwecke  hingewiesen.
Hierunter sind elektrische Anlagen zu verste-
hen, die von wesentlicher Bedeutung sind
• für die Erhaltung der Sicherheit und Ge-

sundheit von Personen und Nutztieren
und/oder

• zur Vermeidung von Umweltschäden und
Schäden an anderen Betriebsmitteln.

In DIN VDE 0100-560 „Errichten von Stark-
stromanlagen mit Nennspannungen bis
1000 V; Auswahl und Errichtung elektrischer
Betriebsmittel; elektrische Anlagen für Sicher-
heitszwecke“ sind hierfür die allgemeinen
 Anforderungen enthalten, um im Sinne der
Norm die Funktion von elektrischen Betriebs-
mitteln aufrecht zu erhalten. 
Die Anforderungen der Norm beziehen sich
hinsichtlich des Schutzzieles insbesondere
auf 
• die sichere Stromversorgung, also auf die

Anforderungen an die (Ersatz-)Stromquellen
für die Elektroenergieversorgung des  siche -
ren Stromversorgungsnetzes;

• die Stromkreise mit dem Leitungsnetz bis
zu den Klemmen der elektrischen Betriebs-
mittel; 

• die Betriebs- oder Verbrauchsmittel selbst,
soweit sie als Anlagenteil für Sicherheits-
zwecke anzusehen sind.

Elektrische Anlagen für Sicherheitszwecke
sind beispielsweise:
• Sicherheitsbeleuchtung (Notbeleuchtung);
• Löschwasserpumpen;
• Feuerwehraufzüge;
• Rauchwarn- und Rauchabzugsanlagen;
• maschinelle Entrauchungsanlagen;
• Anlagen zur Zutrittskontrolle;
• Rufanlagen;
• elektrische Türabschlüsse von Notausgän-

gen;
• elektrische Anlagen zum Schutz vor Ein-

bruch und Überfall;
• elektrische Anlagen zur Alarmierung und

Evakuierung.
Die Festlegung, welche elektrischen Anlagen
als „elektrische Anlagen für Sicherheitszwe-
cke“ anzusehen sind, ergibt sich aus deren
Zweckbestimmung. Diese werden in bauauf-
sichtlichen und/oder baurechtlichen Anforde-
rungen bestimmt, sofern nicht in anderen
 Normenteilen aus 
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• der Gruppe von DIN VDE 0100 Errichten von
Niederspannungsanlagen sowie

• der Gruppe von DIN VDE 0800 Fernmelde-,
Informations- und Kommunikationsanlagen
sowie Gefahrenmeldeanlagen   

bereits Anforderungen enthalten sind. Darü-
ber hinaus sind die in Gesetzen und sonstigen
Rechtsvorschriften von Bund und Ländern
 enthaltenen Bestimmungen zu beachten!

3.3 Redundante Einspeisung
Redundanz (lat. Redundare, „im Überfluss vor-
handen sein“) bezeichnet grundsätzlich einen
Zustand von Überschneidung. In der Technik
kennzeichnet die Redundanz das zusätzliche
Vorhandensein funktional gleicher oder ver-
gleichbarer Ressourcen eines technischen
Systems, wenn diese bei einem gestörten
 Betrieb benötigt werden und zur Verfügung
stehen. Der Begriff der redundanten Einspei-
sung wird im Sinne von DIN VDE 0100-710
besser als „zweite Einspeisung“ bezeichnet.

3.4 Aktives oder passives Netz
In DIN VDE 0100-710 werden mit aktives Netz
und passives Netz zwei Stromversorgungs-
systeme erklärt: 
Passives SV-Netz (System). In einem passi-
ven System ist das Netz der allgemeinen
Stromversorgung (AV) im normalen Betriebs-
fall belastet, die Kabel und Leitungen der Si-
cherheitsstromversorgung (SV) jedoch nicht.
Alle Verbraucher werden aus dem AV-Netz ver-
sorgt. 
Bild � zeigt ein passives Netz im Normal -
zustand (häufige Beispiellösung). Die Strom-
versorgung des SV-Netzes übernimmt nur das
AV-Netz, das SV-Netz mit allen Umschaltein-
richtungen ist als „totes Netz“ nicht an der
Stromversorgung beteiligt. Um alle Bedingun-
gen von DIN VDE 0100-710 erfüllen zu kön-
nen, ist zwischen der Start-Stopp-Automatik
und der letzten Unterverteilung UV-SV eines je-
den Gebäudes die Spannung zu überwachen,
um bei Ausfall des AV-Netzes und bei einem
internen Fehler (z. B. Kabelfehler) den Start
der Sicherheitsstromquelle auszulösen.
Bei einer Störung innerhalb der allgemeinen
Stromversorgung (AV) wird selbsttätig durch
die der Störungsstelle in Energieflussrichtung
nachgeordnete Umschalteinrichtung die Zulei-
tung der Sicherheitsstromversorgung aktiviert
und somit der Weiterbetrieb des SV-Netzes ge-
sichert. 
Bild � zeigt ein passives SV-Netz bei Ausfall
der AV-Versorgung. Bei Ausfall der AV-Einspei-
sung erhält die Ersatzstromquelle den Start-
befehl und übernimmt nach einer zulässigen
Verzögerungs- und Umschaltzeit die Versor-
gung des SV-Netzes. Nachteile sind ein hoher
Kostenaufwand, hohe Störanfälligkeit, über-
wiegend ungenutzte Geräte und ungenutztes
Anlagenvermögen.
Auch mit anderen Lösungen von passiven  
SV-Netzen lässt sich keine normengerechte
Zuverlässigkeit der Stromversorgung realisie-
ren.

Aktives SV-System. In diesem Fall sind im un-
gestörten Betrieb sowohl das Netz der allge-
meinen Stromversorgung (AV) als auch das
Netz der Sicherheitsstromversorgung (SV)
durch die angeschlossenen Verbraucher be-
lastet. Einziger Verbindungspunkt zwischen
beiden Systemen ist der Kuppelschalter in der
Hauptverteilung, auf die die Sicherheitsstrom-
quelle speisen kann (Bild �). 
Eine Störung im allgemeinen Stromversor-
gungssystem führt zum Ausfall des AV-Netzes,
während die Sicherheitsstromversorgung (SV)
ohne Einschränkung weiter arbeitet. Tritt ein
Fehler in der Sicherheitsstromversorgung (SV)
auf (z. B. Kabelfehler), wird selbsttätig durch
die der Störungsstelle in Energieflussrichtung
vorgelagerte Umschalteinrichtung die Zulei-
tung der Sicherheitsstromversorgung auf die
allgemeine Stromversorgung umgeschaltet.
Fällt die gesamte allgemeine Stromversor-
gung aus, ist allein durch die Öffnung des Kup-
pelschalters in der Hauptverteilung, auf die
die Sicherheitsstromquelle speisen kann, die
Trennung in AV- und SV-System möglich.
Bild � zeigt ein aktives Netz bei Ausfall des
AV-Netzes. Mit diesem Netzaufbau werden
 sowohl äußere Fehler (Ausfall des öffentlichen
Netzes) als auch interne Fehler (Kabelunter-
brechungen, unbeabsichtigter Schalterfall,
Störungen an Schaltgeräten, einpolige und/
oder mehrpolige Spannungsunterbrechun-
gen…) durch die zweite Einspeisung be-
herrscht. Der Kuppelschalter in der HV-SV
 öffnet bei Netzausfall und gibt den Start im-
puls für die Sicherheitsstromquelle (i.d.R ein
Stromversorgungsaggregat). Die Speisung
des SV-Netzes erfolgt durch die Ersatzstrom-
quelle. 
Ist nur eine der HV-SV nachgeordneten Vertei-
lungen in der Stromversorgung gestört (inter-
ner Fehler), ist stets eine zweite Einspeisung
aus dem verfügbaren AV-Netz gegeben.

3.5 Unterbrechungsfrei
Eine allgemeingültige Definition für unterbre-
chungsfrei ist derzeit weder in den Normen
der Reihen DIN VDE 0100 noch in der neu
 eingerichteten deutschen Online-Ausgabe des
internationalen elektrotechnischen Wörter-
buchs DKE-IEV zu finden. 

Begriffe
aus dem Baurecht

4.1 Rettungsweg
Rettungsweg ist der im Notfall für Rettungs-
zwecke vorgesehene, besonders gekennzeich-
nete Weg ins Freie oder in einen gesicherten
Bereich, um die Rettung von Menschen sowie
wirksame Löscharbeiten zu ermöglichen. Er
wird auch als Fluchtweg bezeichnet, an dessen
Ende sich ein Notausgang befindet.

4.2 Notwendige Treppe
Eine notwendige Treppe ist jede Treppe, die
 alle nicht zu ebener Erde liegenden Geschos-

se und den benutzbaren Dachraum eines Ge-
bäudes erschließt. Es handelt sich also um
die für den Zugang zu Wohnungen, Praxisräu-
men u. dgl. erforderliche Treppe in einem
 eigenen Treppenhaus, sie ist also die not-
wendige Treppe. Sowohl an notwendige Trep-
pen als auch an den Treppenraum werden
bauliche Mindestanforderungen gestellt, um
deren sichere Benutzbarkeit – beispielsweise
im Brandfall – zu gewährleisten. Diese Anfor-
derungen sind neben der Musterbauordnung
auch in den Landesbauordnungen aufgeführt.
Neben der notwendigen Treppe können weite-
re (nicht notwendige Treppen) existieren, an
die weniger hohe Anforderungen gestellt wer-
den. Es liegt aber auch in der Zuständigkeit
der jeweiligen Bauaufsichtsbehörde, aus kon-
kretem Anlass die Forderung nach einer zwei-
ten notwendigen Treppe zu erheben. Dies
kann in der Höhe des Bauwerks, in dessen Ku-
batur und anderen baulichen Gegebenheiten
ebenso begründet sein wie in der Art der
 Nutzung. So ist in der (Muster-)Krankenhaus-
bauverordnung (KhBauV0)9 ausgewiesen:
§ 12 Rettungswege im Gebäude

(1) Rettungswege, wie Flure, notwendige
Treppen und Ausgänge ins Freie, müssen in
solcher Zahl und Breite vorhanden und so
verteilt sein, dass Kranke, Besucher und
Personal unmittelbar oder über andere
Brandabschnitte, Flure oder Treppenräume
ins Freie auf Rettungswege auf dem Grund-
stück oder auf öffentliche Verkehrsflächen
gelangen können.
(4) Von jedem Aufenthaltsraum in Gebäu-
den mit mehr als einem Vollgeschoss müs-
sen mindestens zwei voneinander unab-
hängige und möglichst entgegengesetzt lie-
gende Rettungswege erreichbar sein, die
unmittelbar oder über notwendige Treppen
und Flure ins Freie führen; mindestens
 einer der Rettungswege darf die nach Ab-
satz 3 zulässige Länge nicht überschreiten. 

Hier wird also die Forderung nach weiteren
notwendigen Treppen aufgrund besonderer
Voraussetzungen oder notwendiger Erforder-
nisse erhoben, wenn im Zuge der Planung
 Gefährdungen erkennbar werden. So schreibt
die in Landesrecht umgesetzte Krankenhaus-
bauverordnung von Nordrhein-Westfalen ein-
schränkend vor, dass: von jeder Stelle eines
nicht zu ebener Erde liegenden Aufenthalts-
raumes mindestens ein Treppenraum mit
 einer notwendigen Treppe in höchstens 30 m
Entfernung erreichbar sein muss.

4.3 Brandabschnitt
Brandabschnitt ist ein Bereich, der im Falle
 eines Brandes bestimmungsgemäß ausbren-
nen, aber keinen Feuerüberschlag auf andere
Brandabschnitte zulassen darf. Dazu sind Ge-
bäude in bauliche Abschnitte eingeteilt, um
die Ausbreitung von Feuer im Gebäude oder
auf benachbarte Gebäude im Brandfall (=
Brandabschnitte) zu verhindern. Sie können
vertikal (Wände) und auch horizontal (Decken)
begrenzt ausgebildet werden, die Bezeich-
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nung der Trennwände oder -decken zwischen
einzelnen Brandabschnitten werden Brand-
wände genannt. Die Einteilung von Brandab-
schnitten ist abhängig von der Gebäudelänge
und Gebäudefläche. Grundsätzlich darf ein
Brandabschnitt eines Gebäudes eine Länge
von maximal 40 m bzw. eine Fläche pro Ge-
schoss von 1600 m2 (40 m × 40 m) aufwei-
sen. Die KhBauVO fordert hier jedoch für
 Krankenhäuser u.a. 
§ 10 Brandabschnitte

(1) Jedes Obergeschoß im Pflegebereich
muss mindestens zwei Brandabschnitte ha-
ben. Jeder Brandabschnitt muss mit einem
anderen Brandabschnitt und mit einem
Treppenraum jeweils unmittelbar verbun-
den sein und ist so zu bemessen, dass zu-
sätzlich mindestens 30 v.H. der Betten des
benachbarten Brandabschnittes vorüber -
gehend aufgenommen werden können.

Häufig taucht in Baugenehmigungen der
 Begriff „zweites Treppenhaus“ auf, dabei
 handelt es sich i. d. R. um eine zusätzliche
bauaufsichtliche Anforderung, die sich aus
dem zutreffenden Landesbaurecht ergibt und

wegen Überschreitung der Größen (Fläche
oder Länge) eine „zweite notwendige Treppe“
erforderlich macht.

4.4 Medizinisch 
genutzte Gebäude

Ein medizinisch genutztes Gebäude ist ein Ge-
bäude besonderer Art und Nutzung, in dem
sich medizinisch genutzte Bereiche befinden.
Hinsichtlich der Art der medizinischen Be-
 treuung wird zwischen stationären und ambu-
lanten medizinischen Bereichen unterschie-
den. 
• Als stationärer medizinischer Bereich gilt

die bauliche Anlage, oder Teile davon, in der
durch ärztliche oder pflegerische Leistun-
gen Krankheiten, Leiden oder Körperschä-
den festgestellt, geheilt oder gelindert wer-
den sollen oder Geburtshilfe geleistet wird,
und in der die zu versorgenden Personen
untergebracht und verpflegt werden kön-
nen.

• Als ambulanter medizinischer Bereich gilt
eine bauliche Anlage, oder Teil einer bau li-
chen Anlage, in der Personen untersucht

und behandelt, aber nicht auf Dauer unter-
gebracht, verpflegt oder gepflegt werden.

4.4.1 Stationäre Bereiche
Zu stationären medizinischen Bereichen ge-
hören:
Krankenhäuser. Krankenhäuser sind Einrich-
tungen, in der durch ärztliche und pflegerische
Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder körper-
liche Schäden festgestellt und geheilt oder
 gelindert werden. Auch die Geburtshilfe und
die Sterbebegleitung gehören zu den Aufga-
ben eines Krankenhauses. 
Rechtlich wird in Deutschland unter einem
Krankenhaus ein Betrieb im Sinne des
 Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG)
verstanden, in dem zu versorgende Personen
untergebracht und verpflegt werden können.
Pflegeheime, Pflegestationen und ähnliche
Einrichtungen. Pflegeheim ist eine Einrich-
tung, eine Pflegestation ein Teil dieser Ein-
richtung, in der pflegebedürftige Menschen
(meist alte, schwerst chronisch Kranke, geis-
tig und/oder körperlich schwerstbehinderte
Menschen) dauerhaft wohnen und rund um

Elektropraktiker, Berlin 63 (2009) 12 967

UV-SV3

AUE

UV-SV2

AUE

UV-SV1

AUE

AUE

StA

U <GHV-AV GHV-SV

U <

HV-SVHV-AV

AUE

Gebäude 1

Ebene 3

Ebene 2

Ebene 1

AV-Verteiler

zu 
weiteren
Gebäuden

G
3 �

UV-SV3

AUE

UV-SV2

AUE

UV-SV1

AUE

AUE

StA

U <GHV-AV GHV-SV

U <

HV-SVHV-AV

AUE

Gebäude 1

Ebene 3

Ebene 2

Ebene 1

AV-Verteiler

zu 
weiteren
Gebäuden

G
3 �

� Aktives Sicherheitsstromversorgungs-Netz im Normal-
betrieb
Das verfügbare AV-Netz speist auch die SV-Netzteile über den Kuppel-
schalter in der HV-SV. An jeder Verteilung des SV-Netzes steht neben
der aktiven SV-Einspeisung zugleich das AV-Netz zur Verfügung.

� Aktives Sicherheitsstromversorgungs-Netz bei äußerem
Netzausfall
Mit diesem Netzaufbau werden sowohl äußere Fehler als auch interne
Fehler durch die zweite Einspeisung beherrscht.
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Entstehung der Normenfamilie
EN 50085

Der Auftrag für die Entwicklung einer europa-
weit gültigen Norm für Elektroinstallationssys-
teme geht auf das Jahr 1994 zurück. Grund-
lage sollte die international gültige Norm IEC
61084 sein. Da sich die Installationsgewohn-
heiten in Europa aber deutlich von anderen
Ländern und Regionen unterscheiden, blieb
nichts anderes übrig, als eine eigenständige
europäische Norm zu entwickeln. Unter
 aktiver Mitarbeit von Experten aus England,
Frankreich, Spanien, Italien, Schweden und
Deutschland entstand eine Normenfamilie,
die alle gängigen Elektroinstallationssysteme
abdeckt: 
• Wandinstallationskanalsysteme,
• Verdrahtungskanalsysteme, 
• Unterflursysteme und 
• Installationssäulensysteme. 

1.1 Gültigkeit 
Die Norm EN 50085 gilt nach ihrem Inkraft-
treten europaweit. Nationale Normen, die
durch diese Norm ersetzt werden, verlieren
nach einer Übergangszeit ihre Gültigkeit. Dies
gilt zum 1.10.2011 auch für die deutschen
Normen DIN VDE 0604 (Wandkanalsysteme)
und DIN VDE 0634 (Unterflursysteme). Damit
sind dann z. B. auch Zeichengenehmigungs-
ausweise auf Basis dieser alten Normen nicht
mehr gültig. Die Norm EN 50085 gehört zur
Familie der Bauteilenormen (Produktnormen),
die die Sicherheitsanforderungen an Installa-
tionssysteme definieren. Sie ist damit Grund-
lage einer Konformitätserklärung (CE-Zeichen
nach der Niederspannungsrichtlinie) oder des
Zeichengenehmigungsausweises eines Prüf-
instituts (z. B. VDE). 

1.2 Aufbau  
Zur Norm EN 50085 gehören verschiedene
Teile. Im Teil 1 werden allgemeine Dinge be-
schrieben, die für alle Installationssysteme
gelten. Systemspezifische Anforderungen
sind in den entsprechenden Unterteilen be-
handelt: 

• EN 50085-1 Elektroinstallationskanalsys-
teme für elektrische Installationen – Teil 1:
Allgemeine Anforderungen (Veröffentli-
chung: 2005-11)

• EN 50085-2-1 Elektroinstallationskanal-
systeme für elektrische Installationen – Teil
2-1: Besondere Anforderungen für Elektro -
installationskanalsysteme für Wand und
Decke (Veröffentlichung: 2007-10)

• EN 50085-2-2 Elektroinstallationskanal-
systeme für elektrische Installationen – Teil
2-2: Besondere Anforderungen für Elek-
troinstallationskanalsysteme zur Installa -
tion unterflur, aufflur oder fußbodeneben
(Veröffentlichung: 2009-07) 

• EN 50085-2-3 Elektroinstallationskanal-
systeme für elektrische Installationen – Teil
2-3: Besondere Anforderungen an Verdrah-
tungskanäle zum Einbau in Schaltschrän-
ken (Veröffentlichung: 1999-12)

• EN 50085-2-4 Elektroinstallationskanal-
systeme für elektrische Installationen – Teil
2-4: Besondere Anforderungen für freiste-
hende Installationseinheiten (Veröffentli-
chung: erfolgt 2010). 

Wichtige Inhalte
für den Anwender

Eine zentrale Vorgabe der EN 50085 ist die
Anforderung an den Hersteller, seine Systeme
zu klassifizieren. Der Planer bzw. Errichter
kann so die Anforderungen an das von ihm zu
planende System mit der System-Klassifizie-
rung des Herstellers abgleichen und die für
ihn passende Lösung finden. Grundvoraus-
setzung dafür ist jedoch, dass der Planer oder
Errichter sich mit den Grundzügen der Klassi-
fizierung auskennt. Sie berücksichtigt wichtige
Produkteigenschaften wie beispielsweise
 eingehaltene Schutzarten, Belastungsfähig-
keiten und Einsatzbereiche. 

2.1 IK-/IP-Schutzart 
Hersteller müssen ihre Produkte nach den 
IK- und IP-Schutzarten klassifizieren. Die IK-
Schutzart bezeichnet den Schlagschutz und
gibt die mechanische Festigkeit eines Ge-
 häuses an. Die IP-Schutzart beschreibt den
Schutz, der sich durch das Gehäuse ergibt,
wie z. B. den Berührungs- und Feuchtigkeits-
schutz und den Schutz der Installation vor
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Neue Normen 
für Installationssysteme
R. Pattke, Menden

Dem aufmerksamen Leser von Produktinformationen und Katalogen ist mit
Sicherheit schon das eine oder andere Mal ein neuer Normenbezug aufge-
fallen: DIN EN 50085. Dieser Beitrag führt in die Inhalte der Norm ein und
beleuchtet deren Auswirkungen auf Produkte und den Einsatz in der Praxis.
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die Uhr ärztlich und pflegerisch versorgt wer-
den. Das Merkmal Pflege bzw. Pflegebedürf-
tigkeit mit ärztlicher Versorgung der Bewohner
grenzt das Pflegeheim von einem Altenheim
oder Seniorenheimen ab, wobei es oftmals
keine strikte Trennung zwischen Pflegeheim
und Altenheim gibt. 
Stationäre medizinische Einrichtungen. Als
stationäre medizinische Einrichtungen gelten
Pflegeeinrichtungen zur Rehabilitation, d. h.
medizinisch genutzte Bereiche oder Teile da-
von, in denen Funktionen des Körpers (auch
der Organe) von Patienten mit physiothera-
peutischen und ergotherapeutischen Maß-
nahmen, Mitteln der klinischen Psychologie
und Anleitungen zur Selbstaktivierung behan-
delt, untergebracht und verpflegt werden. 
Forensische Kliniken. Die forensische Psy-
chiatrie ist ein Teilgebiet sowohl der Psychia-
trie als auch der Rechtsmedizin und befasst
sich mit dem Grenzgebiet von Psychiatrie und
Recht. Dazu gehören juristische Fragen wie
die Beurteilung der Schuldfähigkeit von Straf-
tätern, aber auch Gutachten im Hinblick auf
die Unterbringung in geschlossenen Anstalten
oder die Betreuung von (mutmaßlich) psy-
chisch Kranken.
Der Aufenthalt in forensischen Kliniken wird
auch als Maßregelvollzug bezeichnet. Hier
werden nach dem Strafgesetzbuch (StGB) psy-
chisch kranke Rechtsbrecher behandelt, 
• die im Sinne der Paragrafen § 20 oder § 21

des StGB als schuldunfähig oder vermin-
dert schuldfähig gelten;

• bei denen zugleich unter Gesamtwürdigung
des Täters und seiner Tat eine weitere
 Gefährlichkeit zu erwarten ist;

• wenn ein Zusammenhang zwischen Delikt
und psychischer Störung besteht. 

4.4.2 Stationäre oder teilstationäre
genutzte Bereiche

Als stationäre oder teilstationäre medizinisch
genutzte Bereiche gelten auch Räume und
 Bereiche, die bestimmungsgemäß für die 
Diagnostik und Therapie genutzt werden in: 
• Sanatorien und Kurkliniken;
• Senioren- und Pflegeheimen sowie
• Einrichtungen der Sport- und Betriebsmedi-

zin.
Zu beachten ist, dass die sicherheitstechni-
schen Anforderungen auch auf jene elektri-
schen Anlagen anzuwenden sind, die mittel-
bar für den sicheren Betrieb der medizinisch
genutzten Bereiche notwendig und in unmit-
telbarem Zusammenhang mit der Erfüllung
der medizinischen Aufgabe stehen. 
Beispiel: Die erfolgreiche Untersuchung mit-
tels einer Computertomografie hängt u. a.
auch entscheidend von Raumtemperatur und
Raumfeuchte des gesamten Umfeldes mit
den Räumen für die Aufnahme, Auswertung
sowie für den Aufstellort des Röntgengenera-
tors ab. Eine Über- oder Unterschreitung der
Grenzwerte für das Mikroklima führt binnen
kurzer Zeit zur Zwangsabschaltung der Bildge-
benden Systeme. �


